
 
 

Herausgeber 

PBG Pensions-Beratungs-Gesellschaft mbH · Black & Decker-Straße 17b · 65510 Idstein 

Tel.: 06126 - 589-0 · Fax: 06126 - 589-589 · E-Mail: email@pbg.de· www.pbg.de 

bAV-Info 

Betriebliche 

Altersversorgung 

 
 

28. Februar 2019 

 

Das Bundesarbeitsgericht beantwortet die Frage, 

welche Einschränkungen bei der Witwen-

/Witwerrente zulässig sind 

Im Februar 2018 bestätigte das BAG die Altersabstandsklausel 

einer Versorgungsregelung, wonach der hinterbliebene Ehegat-

te keine Leistungen erhält, wenn er mehr als 15 Jahre jünger 

als der Verstorbene ist (Urteil vom 20.2.2018, 3 AZR 43/17). 

Und gegen Ende des Jahres 2018 kommt die Entscheidung 

vom 11.12.2018 zu dem Ergebnis, dass die Kürzungsregelung 

für eine Witwenrente aufgrund großen Altersunterschieds 

ebenfalls rechtmäßig sein kann (Urteil vom 11.12.2018, 3 AZR 400/17). Beide Entscheidungen sind 

u.a. von der Erwägung getragen, dass der Arbeitgeber sein Risiko aus der Zusage einer Hinterbliebe-

nenversorgung durch sogenannte Altersabstandsklauseln beschränken darf und darin keine unzulässi-

ge Altersdiskriminierung liegt.  

 

Zuvor schon sind die Richter in ständiger Rechtsprechung davon ausgegangen, dass keine Hinterblie-

benenrente an den überlebenden Ehegatten gezahlt werden muss, wenn die Ehe nach dem Ausschei-

den aus dem Arbeitsverhältnis (BAG-Urteil vom 15.10.2013, 3 AZR 653/11) oder nach Eintritt in den 

Ruhestand (BAG-Urteil vom 15.10.2013, 3 AZR 294/11) geschlossen wurde und die Versorgungsord-

nung eine solche Einschränkung vorgesehen hat. 

 

Und der Reigen an Entscheidungen des höchsten deutschen Arbeitsgerichts zur Hinterbliebenenver-

sorgung reißt nicht ab. In dem Urteil vom 19.02.2019, 3 AZR 150/18, geht es um eine weitere Vari-

ante der Einschränkung des Witwenrentenanspruchs in Gestalt einer Mindestehedauer. Eine Analyse 

dieses Urteils reichen wir nach der Veröffentlichung der Entscheidungsgründe nach.  

 

Auch wenn das Bundesarbeitsgericht immer wieder betont, dass es ein legitimes Interesse der Arbeit-

geber an der Beschränkung ihres Verpflichtungsumfangs aus der betrieblichen Altersversorgung aner-

kennt, ist doch in jedem Einzelfall zu prüfen, ob das gewählte Mittel rechtskonform ist. 

 

Bei Fragen hierzu und für weitergehende Informationen schreiben Sie uns eine E-Mail an 

email@pbg.de. 
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